
Schacht Konrad: Landkreis will Salzgitter unterstützen

Salzgitter/KreiS HildeSHeim. Der
Landkreis Hildesheim unterstützt die
Stadt Salzgitter bei ihrem Kampf gegen
eine Erweiterung des Atommüll-Endla-
gers Schacht Konrad und für schärfere
Regeln für die Einrichtung. Er will sich
an einer Resolution beteiligen, die Salz-
gitter und mehrere Nachbarkommunen
noch in diesem Jahr an den Bund rich-
ten wollen. Zu den Unterstützern gehö-
ren unter anderem auch die Samtge-
meinde Baddeckenstedt und der Land-
kreis Peine.

Damit hat Salzgitters Oberbürger-
meister Frank Klingebiel mit ein biss-
chen Verzögerung doch noch das Ziel
erreicht, die gesamte Region um Salzgit-
ter für das Thema Schacht Konrad zu
mobilisieren. Im Frühjahr hatte er eine
Unterschriften-Kampagne gestartet,
nachdem der Bund eine Verdopplung
der Aufnahmekapazität von Schacht
Konrad angedacht hatte. Zwar hatten
die Oberbürgermeister von Wolfsburg
und Goslar das Ansinnen öffentlich un-
terstützt, doch eine flächendeckende Be-

wegung blieb aus. Auch der Landkreis
Hildesheim äußerte sich nicht dazu.
Dennoch brachte es Klingebiels Initiati-
ve auf rund 70 000 Unterschriften.

Doch inzwischen haben die Verant-
wortlichen im Kreishaus offenbar umge-
dacht. Als Klingebiel jetzt Vertreter um-
liegender Kreise und Kommunen zu ei-
nem Treffen und Gesprächen über die
geplante Resolution einlud, schickte
Landrat Reiner Wegner seinen Umwelt-
dezernenten Helfried Basse in die Stahl-
stadt. Auch die Kreise Goslar, Peine und
Gifhorn sowie mehrere Gemeinden wa-
ren dabei. Sie alle wollen eine gemein-
same Resolution mitsamt Informations-
kampagne auf den Weg bringen, das Pa-
pier wollen sie Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks am 19. Januar 2016
übergeben. Zuvor soll es auch im Hil-
desheimer Kreistag eine Debatte und ei-
nen Beschluss dazu geben.

Grundsätzlich hat das Thema Schacht
Konrad inzwischen etwas an Schärfe
eingebüßt. Entzündet hatte sich der Är-
ger ursprünglich an der Idee aus Berlin,
in Schacht Konrad nicht wie bislang vor-
gesehen 303 000 Kubikmeter schwach

und mittelstark strahlenden Atommüll
unterzubringen, sondern die doppelte
Menge. Das Bundesumweltministerium
hat inzwischen erklärt, dies nun nicht
mehr anzustreben – dies aber zugleich
mit einigen einschränkenden Formulie-
rungen versehen, die aus Sicht des Salz-
gitteraner Oberbürgermeisters und der
dortigen Bürgerinitiative noch eine Hin-
tertür für mehr Atommüll offen lassen.
Zudem fordern sie, an Schacht Konrad
die gleichen Sicherheitskriterien anzule-
gen wie für ein Endlager für stark strah-
lenden Atommüll. Ferner soll bei der
Einlagerung garantiert sein, dass der
Abfall auch wieder aus dem Schacht he-
rausgeholt werden kann – etwa für den
Fall, dass Forscher bessere und sicherere
Möglichkeiten der Entsorgung finden.
„An einer Neubewertung der Einlaghe-
rungssituation in Schacht Konrad führt
kein Weg vorbei“, heißt es in einer Stel-
lungnahme der Teilnehmer des Treffens.

Schacht Konrad liegt zehn Kilometer
Luftlinie von Söhlde und 30 von Hildes-
heim entfernt, zudem führt die kürzeste
Strecke vom Kernkraftwerk Grohnde
zum Endlager durch den Landkreis.

Gemeinsame Resolution mit weiteren Nachbarkreisen und Kommunen geplant / Auch Baddeckenstedt macht mit

von tarek abu ajamieh

Nicht weit weg: Schacht Konrad beschäftigt auch den Landkreis Hildesheim. Foto: dpa
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HildesHeimer lANd
Landkreis im Verhältnis wenig gefordert

KreiS HildeSHeim. Wer muss wie viele
Flüchtlinge dauerhaft aufnehmen? Um
diese Frage pokern bundesweit Länder
und Landkreise. Stadt und Landkreis
Hildesheim auch – sie fordern Rabatte
bei den Kontingenten und verweisen da-
bei auf die besondere Belastung durch
die großen Notunterkünfte in Sarstedt
(inzwischen 1600 Flüchtlinge) und Hil-
desheim (knapp 1300). Doch eine Statis-
tik aus dem Sommer, die dieser Zeitung
vorliegt, könnte diese Argumentation
konterkarieren.

In der Liste ist dargestellt, wie viele
Flüchtlinge die 47 Landkreise und kreis-
freien Städte in Niedersachsen in der
Zeit vom 21. November 2014 bis zum 31.
Juli dieses Jahres aufnehmen mussten –
dem letzten abgeschlossenen „Vertei-
lungszeitraum“, in dem Niedersachsen
knapp 30 000 Asylbewerber auf die
Landkreise verteilen musste. Wie die
Menschen dann innerhalb der Landkrei-
se untergebracht werden, ist Sache der
Verantwortlichen vor Ort.

Rechnet man die Einwohnerzahl der
jeweiligen Städte und Kreise dagegen
und ermittelt, wie viele neue Flüchtlinge
auf 1000 Einwohner kamen, liegt Hildes-
heim auf Platz 44. Kaum jemand musste
im Verhältnis zu seiner Bevölkerung we-
niger Zuwanderer unterbringen. Rech-
net man die drei Sonderfälle heraus, hat
Hildesheim sogar die niedrigste Quote –
mit 1,95 Flüchtlingen pro 1000 Einwoh-
ner. Spitzenreiter Harburg liegt bei einer
Quote von 5,18 (siehe Tabelle).

Die drei Sonderfälle sind die Land-
kreise Göttingen und Osnabrück sowie
die Stadt Braunschweig. Sie müssen
kaum Flüchtlinge aufnehmen, weil dort
die sogenannten Erstaufnahme-Einrich-
tungen des Landes stehen – in Fried-
land bei Göttingen, Bramsche bei Os-
nabrück und eben in Braunschweig. Sie
werden den Landkreisen zu 80 Prozent
und der Stadt sogar zu 100 Prozent an-
gerechnet, um die zusätzliche Belas-
tung auszugleichen. Zumindest bisher.
Das Innenministerium überlegt eine
„Anpassung“ des Systems, da es weite-
re solcher Erstaufnahme-Einrichtungen
aufbauen will, um des Zustroms Herr
zu werden.

Notunterkünfte wie in Hildesheim
und Sarstedt gelten als Außenstellen
dieser Einrichtungen. Ob und wie sie an-
gerechnet werden und dazu führen, dass
die Quoten dauerhaft hier zugeteilter
Flüchtlinge sinken, ist noch unklar. Zu-
letzt wurde indes bekannt, dass der
Landkreis bald 90 statt bisher 35 Flücht-
linge pro Woche aufnehmen muss.

Die komplette Übersicht sowie weitere
informationen zum Thema Flüchtlinge
finden Sie bei der HAZ im internet
unter www.hildesheimer-allgemeine.
de/flucht.

Der Landkreis hofft
bei der Zuweisung von
Flüchtlingen auf einen

„Rabatt“ wegen der Not-
unterkünfte. Allerdings:
Kaum ein Kreis hat

zuletzt pro einwohner
weniger aufgenommen.

von tarek abu ajamieh

Flüchtlinge kommen am Elzer Bahnhof an. Zumindest bis Juli dieses Jahres landeten aber verhältnismäßig wenige Zuwanderer dauerhaft im Landkreis Hildesheim. Foto: Heidrich

Gronauer zeigt
Hitlergruß bei
der Demo

Polizei identifiziert Mann
mit Hilfe von Handyfoto

gronau. Gut 250 Menschen haben am
Mittwochnachmittag in Gronau gegen
Rechtsextremismus demonstriert – doch
am Rande der Kundgebung offenbarte
ein Gronauer eine ganz andere Gesin-
nung: Er hob den Arm zum Hitlergruß
und ging dann davon. Aufmerksame Teil-
nehmer der Demonstration hatten die
Geste jedoch nicht nur beobachtet, son-
dern auch per Handy dokumentiert. Sie
zeigten ihre Aufnahmen den Polizisten
am Rande der Veranstaltung.

Die Beamten erkannten den Mann auf
dem Foto und konnten ihn wenig später
in einer Nebenstraße stellen. Sie stellten
seine Personalien fest und ließen ihn
dann wieder laufen – allerdings erwartet
den Gronauer, dessen Alter die Polizei
gestern auf Nachfrage nicht nennen woll-
te, um keine Rückschlüsse auf die Person
zu ermöglichen, nun ein Strafverfahren.
Ermittelt wird wegen des „Verwendens
von Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen“ – das gleiche Delikt, das
auch diejenigen begangen haben, die die
Kriegsflagge des Dritten Reichs vor die
Gronauer Sparkasse gesprüht hatten
(diese Zeitung berichtete). Das Strafmaß
dafür reicht von einer Geldstrafe bis hin
zu drei Jahren Gefängnis. Zu der Kund-
gebung am Mittwochnachmittag hatte
Gronaus Bürgermeister Karl-Heinz Gie-
seler (SPD) erst am Abend zuvor aufge-
rufen – als Reaktion auf die Neonazi-
Schmiererei in der Leinestadt.
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Grüne gegen neue
Ölförderung
im Landkreis

KreiS HildeSHeim. Der Kreisverband der
Grünen betrachtet die jüngst bekannt ge-
wordenen Pläne zu einem Erkundungs-
verfahren zu Erdöl- und Erdgasvorkom-
men im Landkreis Hildesheim sehr kri-
tisch. „Die fehlende Transparenz und die
Geheimnistuerei um den Antragssteller
verstärken diese Skepsis“, heißt es in ei-
ner Pressemitteilung. Wie berichtet will
nach Recherchen dieser Zeitung die bri-
tisch-amerikanische Firma Kimmeridge
Erdölvorkommen zwischen Braun-
schweig und Hannover daraufhin prüfen,
ob sich eine Förderung lohnt.

„Eigentlich sollte es in einem demo-
kratischen Staat selbstverständlich sein,
dass bei derartigen Verfahren schon im
Vorfeld über mögliche Fördermethoden
und deren Risiken informiert wird, damit
die Bürger die Chance auf einen transpa-
renten Abwägungsprozess haben“, sagt
die grüne Kreisvorstandssprecherin Nina
Lipecki. Sie denkt offenbar vor allem an
das viel diskutierte Fracking-Verfahren,
das in Niedersachsen bislang allerdings
zwar häufig in der Erdgas-, jedoch noch
nicht in der Erdölförderung angewandt
wurde. Um was es im aktuellen Fall geht,
ist offiziell bislang nicht bekannt, das
Landesamt für Bergbau, Energie und
Geowissenschaften beruft sich dabei auf
seine Geheimhaltungspflicht. „Schon ge-
ringe Mengen Schadstoffe könnten er-
hebliche Auswirkungen auf das Grund-
wasser haben. Ebenfalls sollte der Zu-
sammenhang von Förderstandorten und
Erdbeben kritisch betrachtet werden.
Auch die verbleibenden Rückstände und
Abfälle müssen beachtet werden“, for-
dert Lipecki. Auch ohne Fracking wen-
den sich die Grünen gegen eine Förde-
rung: „Angesichts des rasch fortschrei-
tenden Klimawandels ist eine Erkundung
neuer Erdölfelder nicht zu verantworten.
Der Förderung der Energieeffizienz und
der Ausbau regenerativer Energien muss
unbedingt Vorrang haben.“ Der Kreistag
diskutiert demnächst über eine Stellung-
nahme an das LBEG zu dem Thema. Die
Gegend rund um Mölme im nordöstli-
chen Landkreis war von 1935 bis 1959 ei-
nes der bedeutendsten Ölfördergebiete
Deutschlands. abu

Flüchtlinge bis 31. Juli

1 Harburg, landkreis 5,18
2 diepholz, landkreis 5,05
3 Heidekreis, landkreis 5,01
...
7 Salzgitter, Stadt 4,55
9 Peine, landkreis 4,26
11 Wolfenbüttel, landkreis 4,19
...
...
17 Hameln-Pyrmont, landkreis 4,07
...
...
...
42 region Hannover 2,55
44 Hildesheim, landkreis 1,95

StadtPlatz pro 1000
einwohner

Quelle: Niedersächsisches innenministerium
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Kreis soll selbst registrieren – fordert Rot-Grün
KreiS HildeSHeim. Der Landkreis Hil-
desheim soll künftig selbst Flüchtlinge
in den Notunterkünften Sarstedt und
Hildesheim registrieren und sich um de-
ren medizinische Erstuntersuchung
kümmern. Das fordert die rot-grüne
Mehrheitsgruppe im Kreistag. So wür-
den die Flüchtlinge schneller registriert
und würden folglich kürzer in den Not-
unterkünften bleiben. SPD und Grüne
verweisen indes auf den Landkreis Ha-
meln-Pyrmont, der dies bereits mache.
Die HAZ hat dort nachgefragt.

Hintergrund: Notunterkünfte wie im
alten Edeka-Lager und in der Macken-
sen-Kaserne betreibt das Land, um
Flüchtlingen ein Dach über dem Kopf zu
geben, bis sie registriert sind und in die
ihnen zugewiesenen Gemeinden ziehen
können. Hameln-Pyrmont ist Vorreiter in
Niedersachsen. Der Kreis erledigt die
Aufnahme-Formalitäten und lässt sich
die Kosten erstatten. Bilanz nach drei

Wochen: „Selber registrieren und unter-
suchen“ sollte sich der Landkreis Hil-
desheim nicht zu einfach vorstellen.
Wenn es aber läuft, geht es deutlich
schneller, als wenn Teams aus Friedland
oder Braunschweig anrücken oder die
Flüchtlinge zur Registrierung mit Bussen
dorthin gefahren werden.

In der ehemaligen britischen Kaserne
in Hameln, in der knapp 1000 Flüchtlin-
ge ihre erste Unterkunft gefunden ha-
ben, arbeiten derzeit sechs Erfasser. Vier
davon sind Polizisten aus Nienburg, Ha-
meln und Hildesheim, die sich für die
Aufgabe freiwillig gemeldet haben und
zunächst für drei Monate abgeordnet
wurden. Sie hatten zuvor Fortbildungen
absolviert, kennen Abläufe und Pro-
gramme. Dazu hat der Kreis Hameln
zwei Mitarbeiter neu eingestellt und die
nötigen Schulungen absolvieren lassen.
„Zudem brauchen sie aber den ganzen
Tag über Dolmetscher für mehrere Spra-

chen, und sie brauchen Ärzte, die die
Eingangs- und Röntgenuntersuchungen
machen, und einen Sicherheitsdienst mit
drei Leuten“, berichtet Ina Menzel, Lei-
terin des Amtes für Zuwanderung und
Ordnung im Nachbar-Landkreis.

Fürs Röntgen vergeben die Mitarbei-
ter Termine, zum Arzt gehen müssen die
Flüchtlinge selbst. Die Standard-Unter-
suchungen macht ein Ärzteteam sonn-
abends und sonntags in der Kaserne.

Doch Personal war nicht das einzige
Problem: „Wegen der Verbindung zu
den Datensystemen von Bund und Land
wäre eine starke Internet-Verbindung
wichtig – die haben wir nicht, das bremst
uns“, berichtet Menzel. Wenn die Mitar-
beiter telefonieren, tun sie das auch nach
drei Wochen Betrieb mit ihren Handys:
„Festnetz haben wir hier halt nicht ...“

Doch nach holprigem Beginn laufe
es inzwischen ganz gut, findet Menzel.
Etwas mehr als 700 von knapp 1000

Flüchtlingen in der Notunterkunft habe
das Team in den ersten drei Wochen re-
gistriert, derzeit schaffe man etwa 50
pro Tag. „Hätte das alles über Fried-
land und Braunschweig erledigt wer-
den müssen, wäre man noch lange nicht
so weit“, ist Menzel sicher. Ziel ist, alle
Flüchtlinge in der Unterkunft zu regis-
trieren. Dann ziehen die vier Polizisten
weiter, und die verbleibenden Mitar-
beiter sollen das laufende Geschäft wei-
ter erledigen.

Übrigens gehen die Polizisten offen-
bar davon aus, demnächst in Hildes-
heim zu arbeiten – die Pläne scheinen
also schon weit fortgeschritten zu sein.

Allerdings konterkariert der rot-grü-
ne Antrag die Verschärfung des Asyl-
gesetzes auf Bundesebene: Demzufolge
sollen Flüchtlinge länger als bisher in
Notunterkünften bleiben und direkt
von dort abgeschoben werden können.
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Sonnabend im Stellenmarkt:
Servicetechniker/in
Bauingenieur/in
Maschinenschlosser/in
Zusteller/in
Erzieher/in
Zahntechniker/in
Koch/Köchin
Anzeigenberater/in
Haushaltskraft
Bäcker/in


